
ZfB 1/72 Karaw, Starm, Zum .Stand der Untersuchung und Überprüfung des beruflichen Fernunterrichts 27 

Die Tatsache, daß beim Buchprogramm alle zu einem lern­
schritt gehörenden Bilder im Zusammenhang betrachtet wer­
den können, wird nur von einem Teil der Schüler als Vorteil 
angesehen; der überwiegende Teil sieht hierin keine das 
lernen begünstigende Eigenart des Buchprogramms. 

8.3. Ein s atz m ö g I ich k e i t e n für B P U 

Auf die Frage, welche Einsatzmöglichkeiten für den BPU als 
sinnvoll und erstrebenswert angesehen werden, geben die Be­
fragten folgenden Alternativen die meisten Stimmen (Bild 4): 

o als Ergänzung (im Sinne von Abwechslung) zum CPU, 

o als Alternative zu konventionellem Unterricht sowie 

o als Mittel zur häuslichen Wiederholung des im Unterricht 
Gelernten. 

Die beiden zuerst genannten Möglichkeiten zeigen deutlich, 
daß die Durcharbeitung eines Programms in Buchform aus­
drücklich als eine spezielle - keinesfalls ausschließliche -
Art von Unterricht aufgefaßt und gewünscht wird. 

Erst in zweiter Linie wird das Buchprogramm als ein "Wieder­
holungsmedium" und eine Möglichkeit zum "Gleichziehen" 
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für Schüler, die bestimmte lehrstoffe versäumt oder nicht ver­
standen haben, angesehen. Es bietet nach Auffassung der 
Schüler in dieser Funktion zwar bessere Chancen als manch 
andere Form beispielsweise der häuslichen Wiederholung 
(wie aus einem anderen Frageansatz hervorgeht), ist jedoch 
kaum effektiver als das Nachlesen des im Unterricht gelern­
ten Wissensstoffes in dem entsprechenden Fachbuch. 
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Zum Stand der Untersuchung und Oberprüfung 
des beruflichen Fernunterrichts 

Der Einrichtung staatlicher KontrollInstanzen für den privaten 
Fernunterricht in der BRD ging eine Reihe von Initiativen 
voraus, Selbstkontrollinstanzen mit oder ohne Beteiligung 
öffentlicher Institutionen zu gründen. Arbeitsformen und In­
strumentarium der Abteilung Fernunterricht Im BBF werden 
beschrieben. Anzahl, Organisationsformen und Lehrgangs­
angebote der FernlehrinstItute In der BRD waren Gegenstand 
einer Erhebung. Erste Oberprüfungsergebnisse zeigen, daß 
die Bedeutung der den klassischen Lehrbrief ergänzenden 
oder ersetzenden Medien noch immer sehr gering Ist. 

1_ Allgemeine, 

Forschung, Entwicklung und Kontrolle sind die Aufgaben, die 
dem Bundesinstitut für Berufsbildungsforschung (BBF) im Be­
rufsbildungsgesetz vom 14. August 1969 [1] im Hinblick auf 
den berufsbildenden Fernunterricht gestellt sind. In den darin 
vorgesehenen und inzwischen vorliegenden "Richtlinien des 
Bundesinstituts für Berufsbildungsforschung für die Überprü­
fung berufsbildender Fernlehrgänge" vom 21. Juni 1971 [2] 
wird das Feld abgesteckt, in dem das BBF seiner Kontroll­
funktion nachkommen soll . Der Kontrolle unterliegen danach 

solche beruflichen Lehrgänge, die ausschließlich oder über­
wiegend über eine räumliche Distanz hinweg die für die Aus­
übung einer qualifizierten beruflichen Tätigkeit notwendigen 
Kenntnisse und Fertigkeiten planmäßig vermitteln, erhalten 
oder erweitern und die von Einrichtungen durchgeführt wer­
den, die nicht den Schulgesetzen der Länder unterstehen. 
Diese Abgrenzung übernimmt die Kriterien des Berufs­
bildungsgesetzes, das im § 1 die Begriffe Berufsausbildung, 
berufliche Fortbildung und Umschulung definiert und im § 2, 
Abs. 1 seinen Geltungsbereich umreißt. Da Fernlehrinstitute 
in der BRD nicht den Schulgesetzen der Länder unterliegen, 
besteht für sie die Möglichkeit, alle Arten beruflicher Fern­
lehrgänge beim BBF überprüfen zu lassen. Dieser gesetzlich 
fixierte Tatbestand ist ein Ergebnis langjähriger Bemühungen, 
den aus überwiegend freier und privater Initiative entstande­
nen Fern.unterrichtsmarkt zu beeinflussen und zu kontrol­
lieren. 

2. Initiativen zur Ordnung des privaten Fernunterrichts 

Während sich das private Fernlehrwesen nach 1945 zunächst 
unkontrolliert und ohne größere Beachtung in der Öffentlich­
keit entwickelte, setzte mit Beginn der sechziger Jahre eine 
Diskussion über unterschiedliche Erscheinungsformen dieser 
Bildungsmöglichkeit ein. Die Fernlehrinstitute versuchten mit 
unterschiedlichen Methoden, ihren Abnehmerkreis zu vergrö­
ßern oder zu erhalten. Dabei bedienten sie sich teilweise rigo·· 
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roser Werbemethoden (Einsatz von Provisionsvertretern), 
räumten in den Studienverträgen häufig keine Kündigungs­
möglichkeiten ein und schlossen zur Absicherung ihrer finan­
ziellen Forderungen Koppelungsverträge mit Kreditinstituten 
zu Lasten der Fernschüler ab. Gegen diese Mißstände wand­
ten sich zunächst einzelne Repräsentanten des Fernlehrmark­
tes [3], später auch Zusammenschlüsse von Fernlehrinstitu­
ten und andere Organisationen. 

2.1.0rdnungsmodelle 

Die vorgelegten Vorschläge für eine Ordnung des Fernlehr­
wesens lassen sich auf drei Grundmodelle zurückführen: 
o Errichtung einer Selbstkontrollinstanz, die allein von den 

Fernlehrinstituten getragen wird, 
o Errichtung einer öffentlichen Kontrollinstanz, in der den 

Vertretern der Fernleh rinstitute Repräsentanten neutraler 
Institutionen gegenüberstehen, 

o Errichtung einer staatlichen Kontrollinstanz. 

2. 1.7. Selbstkontrolle 

Beispiele für eine reine Selbstkontrolle sind die Zusammen­
schlüsse von Fernlehrinstituten zu Verbänden auf nationaler 
oder auf internationaler Ebene. Durch die Aufstellung von 
Ehrenkodices, nach denen die Mitglieder zu handeln angehal­
ten werden, erhoben sie sich in den Rang von Ordnungs­
instanzen für das Fernlehrwesen. 

So stellte der 1963 gegründete "Europäische Rat für den 
Fernunterricht" (CEC) ethische Grundsätze auf, in denen u. a. 
folgende Forderungen an die Mitglieder gerichtet wurden [4]: 
o Informative und wahrheitsgetreue Werbung; 
o kein Einsatz von Provisionsvertretern ; 
o Möglichkeiten der Unterbrechung oder des Abbruchs eines 

Lehrganges für die Teilnehmer; 
o halbjährliche Kündbarkeit der Studienverträge; 
o ausreichende Studienberatung über erforderliche Vor-

kenntnisse, mögliche Abschlüsse usw.; 
o qualifizierte Autoren, Korrektoren, Konsulenten; 
o didaktisch geeignetes, zeitgemäßes Lehrgangsmaterial. 

Ähnliche Ordnungsgrundsätze stellten später gegründete 
Fernschulverbände wie "Deutscher Fernschulrat e. V." (1968), 
"european home study council" (ehsc , 1968) oder "Arbeits­
kreis korrektes Fernlehrwesen e. V." (AkF, 1969) auf. Der ehsc 
unterscheidet sich allerdings von anderen Fernschulverbän­
den durch die starke Betonung von Forschungsarbeit im euro­
päischen Rahmen und Vernachlässigung von Ordnungskrite­
rien für das Verhältnis zwischen Fernlehrinstitut und Fern­
u nterrichtstei Inehme r. 

Daneben konstituierten sich auch einige Einrichtungen, denen 
kein direktes materielles Interesse am Fernunterricht unter­
stellt werden kann. 1968 entstand aus privater Initiative der 
"Rat für die Förderung des Fernunterrichts" (COPEC), in dem 
Parlamentarier internationaler Gremien vertreten sind. Auch 
seine Aktivität richtete sich auf Kontrollformen für den Fern­
unterricht, die letztlich von nationalen Fernschulverbänden ge­
tragen werden. - Für die Entwicklung in der Bundesrepublik 
wesentlicher war die Aktion Bildungsinformation e. V. (ABI), 
die ebenfalls 1968 gegründet wurde. Die ABI definierte als 
wichtigste Merkmale eines sogenannten korrekten Fernunter­
richts [5]: 
o Halbjährliche Kündbarkeit von Studienverträgen (bei höch­

stens sechswöchiger Kündigungsfrist), 
o keine Vertreterbesuche bei Fernunterrichtsinteressenten 

ohne besondere Aufforderung durch den Interessenten, 
o korrekte Werbung und qualifizierte Beratung, 
o keine Einschaltung von Finanzierungsinstituten, 
o Lehrmaterial nach neuestem wissenschaftlichen Stand. 

Bei der Vielzahl von Fernschul- bzw. Fernschülerinteressen­
verbänden mit unterschiedlicher Zielsetzung war die Einlei­
tung ei'ner umfassenden Ordnung im Fernlehrwesen durch 
eine einheitliche Vertretung aufgrund allgemein akzeptierter 
Ziele nicht möglich. 

2.1.2. Offentliehe Kontrolle 

Vorschläge für die Einrichtung öffentlicher Kontrollinstanzen 
sollten deshalb zu einer wirksameren Ordnung des Fernlehr­
wesens führen . 

Ein 1961 als "Darmstädter Studienkreis" (seit 1966 Deutscher 
Studienkreis, dsk) gegründeter Zusammenschluß von Fern­
schülern legte 1966 eine Denkschrift zur Schaffung einer öf­
fentlichen Ordnungsinstanz im deutschen Fernschulwesen vor. 
In Anlehnung an die Bezeichnungen Wissenschaftsrat und 
Bildungsrat wurde ein Fernschulrat vorgeschlagen, zu dessen 
Mitgliedern Vertreter des Bundesministers für Arbeit- und So­
zialordnung (BMA), der Ständigen Konferenz der Kultusmini­
ster (KMK), unabhängige Wissenschaftler sowie Arbeitgeber­
vertreter und Gewerkschafter gehören sollten . Einzelne Fern­
lehrinstitute - sofern sie den Richtlinien des Fernschulrates 
entsprachen - sowie Vereinigungen der Fernschüler sollten 
den Fernschulrat als außerordentliche Mitglieder ergänzen. Zu 
seinen Aufgaben sollte gehören [6]: 
o Fernlehrgänge durch qualifizierte Ausschüsse oder Perso­

nen überprüfen zu lassen, 
o nicht in die unternehmerische Freiheit der Fernlehrinstitute 

einzugreifen, 
o ein Gütezeichen für überprüfte Fernlehrgänge zu vergeben, 
o Fernlehrgangsteilnehmer zu beraten, zu betreuen und zu 

informieren, soweit dies nicht auf der Ebene eines Fern­
lehrinstituts zu leisten wäre, 

o als Prüfungsbehörde zu fungieren. 

Ähnliche Organisationsformen und Aufgaben lagen weiteren 
Vorschlägen zur Einrichtung öffentlicher Kontrollinstanzen zu­
grunde: 
o eine Akkreditierungskommission des deutschen Fern­

unterrichts (G ra f f , 1963) [7], 
o ein weiterer" Fernschulrat" (FSR) wurde von der Abteilung 

Bildungswesen im Rationalisierungskuratorium der Deut­
schen Wirtschaft (RKW) vorgeschlagen (C 0 n rad i , 1967) 

[8J, 
o eine "Deutsche Fernunterrichtskommission" (H eck el, 

1966) sollte nach gleichartigen Grundsätzen tätig werden 
[9]. 

Allen Vorschlägen zur Einrichtung öffentlicher Kontrollinstan­
zen war gemeinsam, daß sie keine zwangsweise Überprüfung 
von Fernlehrinstituten vorsahen, sondern ausschließlich auf 
Antrag von Instituten einzelne Lehrgänge beurteilen sollten. 
Ihre Realisierung scheiterte im allgemeinen an der Finanzie­
rungsfrage. 

2.7.3. Staatliche Kontrolle 

Parallel zu der oben skizzierten Diskussion ergriff der Staat 
erste Maßnahmen für eine indirekte Einwirkung auf das pri­
vate Fernunterrichtswesen. Der Bundesminister für Arbeit- und 
Sozialordnung räumte mit dem Gesetz über Arbeitsvermitt­
lung und Arbeitslosenversicherung [10] und die zugehörigen 
Durchführungsverordnungen die Möglichkeit ein, Teilnehmern 
an beruflichen Fernlehrgängen Zuschüsse zu den Kosten für 
solche Lehrgänge zu zahlen, die auf berufliche Prüfungen vor­
bereiten. Neben diesem vage formulierten Anspruch an den 
Inhalt geförderter Fernlehrgänge mußten bestimmte Kündi­
gungsbedingungen in den Studienverträgen gegeben sein . 
Eine wesentliche Erweiterung des förderungsfähigen Perso­
nenkreises (individuelle Förderung), aber auch die Möglich­
keit, die Entwicklung neuer Fernlehrgänge direkt zu fördern 
(institutionelle Förderung), brachte das 1969 verabschiedete 
Arbeitsförderungsgesetz (AFG) [11 J. Die Präzisierung der An­
forderungen an Fernlehrgänge erfolgte durch Anordnungen 
des Verwaltungsrates der das AFG praktizierenden Bundes­
anstalt für Arbeit. Die Folge der partiellen Anwendung des 
AFG auf einzelne Fernlehrgänge ist allerdings, daß zur Zeit 
viele Institute unterschiedliche Vertragsbedingungen und auch 
Werbeformen für ihr Lehrgangsangebot verwenden. 

Als Ergänzung zum AFG, das überwiegend die Förderung der 
beruflichen Weiterbildung und Umschulung zum Inhalt hat, 
erließ der Bundestag im August 1971 das Bundesausbildungs-
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förderungsgesetz (BAföG) [12]. Danach ist auch eine Förde­
rung von Maßnahmen der Erstausbildung in den Schul- und 
Hochschuleinrichtungen der Länder möglich. Da sich die 
überprüfungskriterien wiederum ausschließlich auf einzelne 
Lehrgänge beziehen, kann auch dieses Gesetz trotz bestimm­
terer Fassung der Kriterien nur selektiv und nicht als gene­
relles Ordnungsmittel wirken. 

über die Besteuerungsbedingungen hat der Gesetzgeber eine 
weitere Möglichkeit der Einwirkung auf inhaltliche und ge­
schäftliche Formen des Fernunterrichts geschaffen. Das Um­
satzsteuergesetz (UStG). § 4, Ziffer 21, ermöglicht eine Be­
freiung der Einnahmen aus Fernlehrgängen von der Umsatz­
steuer, sofern sie ordnungsgemäß auf einen Beruf oder auf 
eine vor einer juristischen Person des öffentlichen Rechts ab­
zulegende Prüfung vorbereiten. Darüber hinaus ist man be­
strebt, Fernlehrinstitute auch von der Gewerbesteuer zu be­
freien. Ein entsprechender Gesetzentwurf wird in den zustän­
digen Ausschüssen des Bundestages beraten. Entsprechend 
der Größenordnung der dadurch einsparbaren Beträge wer­
den die Befreiungskriterien sehr viel strenger sein, und ihre 
Einhaltung wird sorgfältiger überwacht werden. Außerdem 
sollten die Fernlehrinstitute durch Aufforderung zum Ausbau 
pädagogischer Förderungsmaßnahmen oder zu Preisnachläs­
sen angehalten werden, einen Teil der Einsparungen an ihre 
Lehrgangsteilnehmer zurückfließen zu lassen. 

Alle bisher dargestellten, vorgeschlagenen oder praktizierten 
Maßnahmen haben jedoch nicht zu einer zufriedenstellenden 
Ordnung im Fernlehrwesen geführt. Es wurden deshalb auf 
anderen Ebenen weitere Gespräche geführt, die auf eine Ver­
wirklichung der dritten Alternative, nämlich einer staatlichen 
Kontrollinstanz, gerichtet waren. So wurde schon 1966 eine 
"Arbeitsgruppe für den Fernunterricht" bei der KMK gegrün­
det, von deren Lösungsvorschlägen die Errichtung einer 
"Staatlichen Zentralstelle für Fernunterricht" (ZFU) verwirk­
licht wurde. Die elf Länder der BRD schlossen über die Errich­
tung und Finanzierung dieser Stelle einen Staatsvertrag ab, 
der am 1. Januar 1971 in Kraft trat [13]. Eine Mitwirkung oder 
Einflußmöglichkeit betroffener oder interessierter Gruppen ist 
nicht vorgesehen. Der Wirkungsbereich der ZFU ist zweifach 
eingeschränkt. Erstens wurde das Prinzip der freiwilligen 
überprüfung von Fernlehrgängen (nicht Instituten) übernom­
men, und zweitens können nur solche Lehrgänge überprüft 
werden, die geeignet sind, auf Prüfungen vorzubereiten, die 
in den Zuständigkeitsbereich eines Kultusministers fallen. In­
folgedessen wird von der Tätigkeit der ZFU nur ein kleiner 
Ausschnitt aus dem vielfältigen Bereich des privaten Fern­
unterrichts erfaßt. 

Auf einer anderen Ebene war die KMK vorübergehend auch 
an Bemühungen beteiligt, die Probleme des Fernunterrichts­
wesens auf Bundesebene zu klären. Im "Gesprächskreis für 
Fragen der beruflichen Bildung" (1968/69), an dem die Bun­
desministerien für Wirtschaft sowie Arbeit- und Sozialord­
nung, die Spitzenorganisationen der Unternehmer, die Ge­
werkschaften, die Bundesanstalt für Arbeit und die KMK be­
teiligt waren, wurden Rechtsformen, Zusammensetzung, Auf­
gaben, Rechte und Arbeitsformen einer Kontrollinstanz für 
Fernunterrichtslehrgänge im Bereich der beruflichen Bildung 
erarbeitet [14]. Die darin konzipierte Konstruktion verbin­
det nahezu alle Forderungen und Ansprüche, die in den ver­
schiedensten Vorschlägen zur Errichtung einer Kontrollinstanz 
ausgesprochen wurden: 

o Als Abteilung Fernunterricht im Bundesinstitut für Berufs­
bildungsforschung ist die Kontrollinstanz Bestandteil einer 
bundesunmittelbaren Körperschaft des öffentlichen Rechts; 

o Mitglieder und damit mitbestimmend sind die paritätisch 
vertretenen Sozialpartner sowie als Vertreter des Bundes 
die Bundesministerien für Wirtschaft und für Arbeit- und 
Sozialordnung (§ 61, BBiG); 

o die Finanzierung erfolgt aus öffentlichen Mitteln; 

o die Kontrolle erfolgt nach dem Prinzip der Freiwilligkeit 
nur auf Antrag der Fernlehrinstitute und bezieht sich aus­
schließlich auf Lehrgänge und nicht auf die Fernunterrichts­
einrichtung als Ganzes. 

2.2. Auf gab end e r s t a a t I ich e n K 0 n t r 0 I I i n -
stanzen 

Als Ergebnis der von Institutionen des Bundes und der Län­
der durchgeführten überlegungen zur Ordnung des freien 
Fernunterrichtswesens in der BRD sind also schließlich zwei 
Stellen eingerichtet worden, die beide 1970 ihre Tätigkeit auf­
genommen haben. Die Zuständigkeitsordnung im Bildungs­
wesen zwingt zwar nicht zu einer derartigen Zweiteilung, da 
aber der gesamte Bereich der Schule nach Artikel 7 des 
Grundgesetzes der ausschließlichen Zuständigkeit der Länder 
untersteht (BVerfGE). berufliche Bildung im Sinne des Berufs­
bildungsgesetzes dagegen in den Zuständigkeitsbereich des 
Bundes gehört, haben die Länder im Rahmen ihres Staats­
vertrages die überprüfung für Fernlehrgänge, die geeignet 
sind, auf eine schulische Prüfung vorzubereiten, der ZFU zu­
geordnet. Für das breitere Feld der beruflichen Fernlehrgänge 
ist dagegen die Abteilung Fernunterricht im BBF zuständig. 

Als Teilaufgaben des BBF gehören Untersuchung, Entwick­
lung und Kontrolle des beruflichen Fernunterrichts zu seiner 
grundsätzlichen AufgabensteIlung. Dabei sind die Grundlagen 
der beruflichen Bildung zu klären, die Inhalte und Ziele be­
ruflicher Bildung zu definieren und die Anpassung der Be­
rufsbildung an die technische, wirtschaftliche und gesell­
schaftliche Entwicklung vorzubereiten. Als Teilbereich der 
Hauptabteilung Medienforschung ist der Fernunterricht so­
wohl Gegenstand als auch Realisierungsfeld anwendungsbe­
zogener mediendidaktischer Forschung und bildungstechno­
logischer Entwicklung. Der Zugang zum Fernunterricht als Ge­
genstand der Unterrichtsforschung wird dem BBF durch seine 
Kontrollfunktion erleichtert; die überprüfung von Fernlehr­
gängen macht der Forschung und Entwicklung eine Vielzahl 
von Daten zugänglich. 

2.2.1. Die Richtlinien 

Um den gesetzlichen Auftrag in objektiver Weise erfüllen zu 
können, hat das BBF "Richtlinien für die überprüfung be­
rufsbildender Fernlehrgänge" erlassen. Der Verabschiedung 
dieser Richtlinien durch den Hauptausschuß des BBF ging ein 
langwieriges Verfahren zur Entscheidungsfindung voraus, an 
dem wiederum Vertreter der Arbeitgeberorganisationen, der 
Gewerkschaften, der zuständigen Ministerien, der Lehrer an 
berufsbildenden Schulen und auch der ZFU im Rahmen eines 
"Fachausschusses für Grundsätze und Richtlinien für den 
Fernunterricht" beim BBF beteiligt waren. Die Richtlinien ba­
sieren auf einem Entwurf des Bundesministers für Arbeit- und 
Sozialordnung, der auch für die Richtlinien der ZFU als Vor­
lage diente. Danach werden auf Antrag der Fernlehrinstitute 
berufliche Fernlehrgänge überprüft auf 

o Vollständigkeit des Lehrgangsmaterials, 
o Orientierung am Stand der Wissenschaft und ihren Anwen-

dungsbezug, 
o sprachliche und fachterminologische Gestaltung, 
o fernunterrichtsspezifische Methoden, 
o Notwendigkeit von ergänzendem Nahunterricht und 
o übereinstimmung mit bestehenden Prüfungsanforderun-

gen. 

Weiter wird die Qualifikation der Personen überprüft, die für 
die pädagogische Betreuung der Fernschüler, für Nahunter­
richtsveranstaltungen, Korrektur- und Konsultationsdienst ver­
antwortlich sind. 

Damit ein Fernschüler nicht nur einen fachlich einwandfreien 
und methodisch guten Lehrgang erhält, sondern bereits vor 
einem Vertragsabschluß ausreichend und unaufdringlich in­
formiert wird und sich schließlich nicht auf Gedeih und Ver­
derb einem Fernlehrinstitut ausliefern muß, werden an die 
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Werbung der Institute und an die Vertragsbedingungen be­
sondere Anforderungen gestellt: 

o Das schriftliche Informationsmaterial muß objektiv und zu­
verlässig sein; 

o Prüfungsmöglichkeiten und Prüfungsinstanzen müssen ein­
deutig genannt werden; 

o Vorbildungsvoraussetzungen und Zulassungsbedingungen 
zu Prüfungen müssen dem Interessenten deutlich erläutert 
werden; 

o die Kosten für den gesamten Fernlehrgang einschließlich 
eventueller Nebenkosten für Bücher oder Reisen zu Nah­
unterrichtsveranstaltungen müssen dem Interessenten 
schon im Informationsmaterial mitgeteilt werden; 

o und schließlich darf ihn kein Vertreter des Fernlehrinstituts 
aufsuchen, wenn der Interessent nicht ausdrücklich und 
schriftlich darum gebeten hat. 

Auch nach dem Vertragsabschluß muß 

o ein Rücktrittsrecht innerhalb von 14 Tagen nach Zugang 
der ersten Lieferung von Lehrgangsmaterial gegeben sein; 

o der Vertrag muß zunächst mit halbjährlicher, dann mit vier­
teljährlicher Frist kündbar sein; 

o für den Fall von Rechtsstreitigkeiten muß der Wohnort des 
Lehrgangsteilnehmers als Gerichtsstand vereinbart wer­
den. 

Die hier sinngemäß zitierten Kriterien aus den Richtlinien des 
BBF zeigen, daß die Qualität des Lehrmaterials und der 
Schutz des einzelnen Fernschülers im Mit1elpunkt der ord­
nenden Bemühungen stehen . 

Vor der endgültigen Festlegung der Kriterien führte der Fach­
ausschuß beim BBF eine Anhörung der Fernschulverbände 
durch, die von diesen zur Darlegung auch untereinander recht 
kontroverser und auch über die Richtlinien hinausgehender 
Auffassungen genutzt wurden. Unter anderem wurde gefor­
dert : 

Die überprüfung aller Fernlehrgänge nicht nur auf Antrag, son­
dern auch zwangsweise durchzuführen. 

In der Tat haben die Fernlehrinstitute selbst auf Antrag nicht 
die Möglichkeit, alle Fernlehrgänge überprüfen zu lassen. 
Nach den Richtlinien des BBF wird die Überprüfungsfähigkeit 
eines Fernlehrganges durch seinen Inhalt bestimmt; beruf­
liche Bildung ist das Entscheidungskriterium. Damit sind zwar 
ca. 86 Prozent aller angebotenen Fernlehrgänge überprü­
fungsfähig (einschließlich Sprachlehrgänge), jedoch besteht 
bei den übrigen Lehrgängen · eine Überprüfungsmöglichkeit 
nur dann, wenn sie auf eine staatliche Prüfung vorbereiten 
(Richtlinien der ZFU). Alle Lehrgänge, die zum Hobby- oder 
Freizeitbereich gehören, oder auch Teile von Lehrgängen, die 
als Ganzes auf staatliche Prüfungen vorbereiten, die aber 
auch als Einzelfächer, z. B. Deutsch, Mathematik oder Physik, 
im Fernuntericht angeboten werden, sind bisher noch von der 
Überprüfungsmöglichkeit ausgeschlossen. 

Das Verbot von Vertretern, Studienberatern oder wie Außen­
dienstmitarbeiter sonst genannt werden können, die auf Pro­
visionsbasis arbeiten. 

Diese Forderung ist auch eine Streitfrage zwischen den ver­
schiedenen Gruppierungen der Fernlehrinstitute untereinan­
der. Die aggressiven Werbemethoden einiger Fernlehrinsti­
tute durch Vertretereinsatz werden von anderen Fernlehrinsti­
tuten bekämpft, die mit festen AuskunftsteIlen arbeiten oder 
Berater nur auf ausdrücklichen Wunsch von Interessenten ins 
Haus schicken. 

Die Richtlinien der staatlichen Kontrollinstanzen sehen ein 
Vertreterverbot im FernunterrichtsgeSChäft bisher nicht vor. 
Im Fachausschuß des BBF hielt man die Rechtsgrundlage für 
die Einführung eines Vertreterverbots nicht für ausreichend. 
Von den Auflagen für die Werbung und Vertragsbedingungen 
wird außerdem eine Wirkung erwartet, die Auswüchse ver­
hindert. Optimal wäre wahrscheinlich ein Beraterdienst, der 
eine absolute Trennung von Information (durch qualifizierte 

Berater) und Vertragsabschluß gewährleisten könnte . Das 
würde eine Eliminierung der finanziellen Interessiertheit be i 
den Außendienstmitarbeitern eines Fernlehrinstituts bedeu­
ten . Die Realisierung solcher Modelle erscheint jedoch zur 
Zeit wenig wahrscheinlich. . 

Kündigungsmöglichkeiten für Studienverträge zum jeweiligen 
Semesterende bei längstens sechswöchigen Kündigungsfristen. 
Darüber hinaus vierteljährliche Kündigungsmöglichkeit nach Ab­
lauf des ersten Halbjahres. 

Diese Forderung ist in den Richtlinien des BBF enthalten. Sie 
wurde aber von einigen Fernschulverbänden entschieden ab­
gelehnt, deren Mitglieder bisher nur einjährige Kündigungs­
möglichkeiten oder andere schwer lösbare Bedingungen in 
ihren Studienverträgen praktizieren . Die neue Regelung bein­
haltet für diese Institute einen finanziellen Verlust durch früh­
zeitige Freigabe solcher Fernunterrichtsteilnehmer, die bereits 
nach kurzer Zeit ihr Studium einstellen und Korrektur- und 
Konsultationsdienste des Fernlehrinstituts nicht mehr in An­
spruch nehmen. Häufig rufen sie auch kein Lehrmaterial mehr 

. ab. Bei ungünstigen Kündigungsbedingungen müssen sie 
aber noch lange die vertraglich festgelegten Gebühren zah­
len. Fallen diese Einnahmen in Zukunft weg, so argumen­
tierten einige der betroffenen Fernlehrinstitute, dann würde 
sich die Leistungsfähigkeit des Instituts verschlechtern, denn 
die (ungerechtfertigten) Einnahmen finanzieren die Entwick­
lung neuen Materials. Als einziger Ausweg wurde die Erhö­
hung der Gebühren für die aktiven Fernunterrichtsteilnehmer 
genannt. 

Eine weitere Streitfrage war die Auskunftserteilung über 
Fernlehrgänge, die vom BBF überprüft worden sind. Während 
sich einzelne Verbände gegen Auskünfte über negativ beur­
teilte Fernlehrgänge wehren, strebt das BBF eine differen­
zierte Information an, die für den Interessenten verständlich 
und hilfreich ist. 

Die Bewährung der Richtlinien in der Anwendung muß sorg­
fältig kontrolliert werden. Ihrer Durchsetzung kommt weitere 
Bedeutung zu, weil zwischen dem Bundesinstitut für Berufs­
bildungsforschung und der Bundesanstalt für Arbeit in Nürn­
berg eine Verwaltungsvereinbarung abgeschlossen worden 
ist, nach der das BBF als Kontrollinstanz im Fernunterrichts­
wesen auch die Aufgaben des nach § 35 Arbeitsförderungs­
gesetz (AFG) vorgesehenen Beirats für Fernunterricht über­
nimmt. Danach stellt das BBF auch fest, ob für einen über­
prüften Fernlehrgang die Voraussetzungen für eine Förde­
rung der Teilnehmer im Sinne des § 34 AFG vorliegen. 

3. Durchführung der Oberprüfung 

Mit dem Eingang des schriftlichen Antrags eines Fernlehr­
instituts wird das Überprüfungsverfahren beim BBF eingelei­
tet. Die Antragsformblätter enthalten Fragen nach dem Lehr­
gangsziel, den Lehrgangsmaterialien, Studien- bzw. Stoffver­
teilungsplänen, dem Konsultations- und Korrekturdienst, ge­
gebenenfalls du rchzufü h renden Nahu nterrichtsveranstaltu n­
gen, Abschlußprüfungen sowie Vertragsbedingungen und Art 
der Werbung [15]. 

3.1. Mit a r bei tex t ern erG u t ach t e r 

Schon vor Verabschiedung der Richtlinien war abzusehen, daß 
bei der Vielfalt der berufsbildenden Fernlehrgänge eine sach­
und fachgerechte Beurteilung der Eignung insbesondere der 
Fernunterrichtsmaterialien im Hause des BBF nicht durchzu­
führen ist. Deshalb ist in den Richtlinien vorgesehen, zur 
Überprüfung der einzelnen Fernlehrgänge externe Gutachten 
einzuholen. Zugleich schränken sie den Kreis der in Frage 
kommenden Fachleute aber dadurch ein, daß diese weder 
unmittelbar noch mittelbar einem Fernlehrinstitut oder einem 
Zusammenschluß von Fernlehrinstituten verpflichtet sein 
dürfen. 

In der Anlaufphase der Überprüfung ergaben sich für das 
BBF zwei Probleme: 
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Da zunächst nicht zu übersehen war, in welchem Ausmaß 
und in welcher Vielfalt Fernlehrinstitute Anträge auf Über­
prüfung von berufsbildenden Fernlehrgängen stellen würden, 
mußte versucht werden, sehr kurzfristig einen Stab von Fach­
leuten zu gewinnen, die die Eignung von Lehrgangsmateria­
lien nach fachlichen und didaktischen Kriterien begutachten 
konnten. 

Dabei war nicht zu vermeiden, daß für die ersten zu überprü­
fenden Fernlehrgänge Ad-hoc-Gutachter gesucht werden 
mußten. Inzwischen stehen - als Ergebnis einer Anzeigen­
aktion in Organen und Veröffentlichungen der Spitzenver­
bände von Industrie, Handel und Handwerk sowie insbeson­
dere auch der Gewerkschaften und des Bundesministeriums 
für Arbeit- und Sozialordnung - dem BBF etwa 120 Fachleute 
aus den verschiedensten Bereichen der Wirtschaft, der Ver­
waltung und dem Schul- und Hochschulwesen zur Verfügung, 
die bereit sind, kaufmännische, technische, EDV- und Sprach­
ku rse zu begutachten. 

Wenn damit auch die wesentlichen Bereiche abgedeckt sind, 
für die es berufsbildende Fernlehrgänge gibt, so müssen doch 
für Lehrgänge, die für gering besetzte Berufe (z. B. Abwässer­
technik, Aeronautik) ausbilden, oft erst bei AntragsteIlung 
Gutachter gewonnen werden. 

Vergleicht man die BRD mit anderen europäischen Ländern, 
so findet man, daß die Anzahl der Fachleute mit Fernschul­
erfahrung gering ist. Da die meisten von ihnen überdies in 
privaten Fernlehrinstituten tätig sind oder ihnen zumindest 
als Autoren, Lektoren, Korrektoren oder Konsulenten verbun­
den sind, wird der Kreis der Fernschulexperten, die für das 
BBF tätig werden können, sehr eingeschränkt. 

Es waren also Überlegungen anzustellen, wie potentielle Gut­
achter, die Unterrichtserfahrungen in der betrieblichen Aus­
bildung, in der Erwachsenenbildung oder im Schul- und Hoch­
schulbereich gesammelt hatten, zur Anwendung fernschuldi­
daktischer Kriterien bei der Überprüfung angeleitet werden 
konnten. In einer für diesen Zweck im BBF verfaßten Anlei­
tung wurde die Bedeutung des Lehrbriefes im Fernunterricht 
besonders hervorgehoben. 

Die Dominanz des Lehrbriefes geht nicht nur aus den bislang 
dem BBF zur Überprüfung vorgelegten etwa 35 Fernlehrgän­
gen von 12 Fernlehrinstituten hervor. Diese stellen zwar nur 
einen kleinen Ausschnitt aus dem Marktangebot von über 
1000 berufsbildenden Fernlehrgängen dar, das BBF hat aber 
aufgrund von Kontakten mit einigen der größten Unterneh­
men dieses Marktes auch Einblick in weiteres Lehrgangs­
material von erheblichem Umfang nehmen können. 

Zusammen mit neueren Untersuchungen und Veröffentlichun­
gen [16] über Fernunterricht verstärkt sich der Eindruck, daß 
- abgesehen von Sprachkursen - der herkömmliche Lehr­
brief nach wie vor das dominierende Medium des Fernunter­
richts ist. Als ergänzende Medien treten - in der Reihenfolge 
ihrer Häufigkeit - Direktunterricht, Tonkassetten, Dias, Bau­
kästen (kits) hinzu. Diese Feststellungen beziehen sich aller­
dings nur auf den privaten Fernschulmarkt; nicht einbezogen 
werden die Unterrichtsveranstaltungen des Fernsehens, der 
Rundfunkanstalten und das Fernstudium im Medienver­
bund. 

Der Lehrbrief ist aus dem in der Regel den Stoff darbieten­
den Lehrbuch und schriftlichen Arbeitsanleitungen des Stu­
dienleiters entwickelt worden [17]. Als optimal ist ein Lehr­
brief (Lektion, Fernunterrichtseinheit) dann anzusehen, wenn 
er die Funktionen des Lehrbuches und des Lehrers im Direkt­
unterricht erkennbar vereinigt. H. S t 0 f f erweist darauf hin, 
daß der Lehrbrief nicht nur den Stoff klar gliedern, sondern 
auch eine aktive Lernhaltung des Lehrgangsteilnehmers her­
vorrufen muß. Die methodisch-didaktische Aufgliederung in Ein­
heiten muß nicht unbedingt der Systematik des Stoffes folgen, 
sondern vor allem ein planmäßiges und systematisches Vor­
anschreiten des Lehrgangsteilnehmers gewährleisten [18]. 
Die für den Direktunterricht geltenden Funktionen des Ver-

mitteins, Festigens, Anwendens, Übens, Wiederholens und 
systematisierenden Zusammenfassens müssen auch im Lehr­
brief erfüllt sein. 

Daraus folgt, daß an den Lehrbrief (Lektion, Fernunterrichts­
einheit) weitaus höhere Anforderungen zu stellen sind als an 
das Lehrbuch [19]. Die Stoffauswahl muß beim Lehrbrief viel 
konsequenter auf ein Minimum hin erfolgen, um der Gefahr 
zu begegnen, daß bei längeren Kapiteln Schwierigkeiten für 
den Fernlehrgangsteilnehmer entstehen, sich auf Aufgaben­
steIlungen beziehende Teilprobleme noch zu erkennen. 

Bei der Auswahl der Stoffbereiche ist ferner zu berücksich­
tigen, daß sie sich um so besser für die Vermittlung durch 
Fernunterricht eignen, je mehr schriftliche Selbstprüfungen 
und Fremdkontrollen sie von ihrer Struktur her erlauben [20]. 
Lehrbriefe sollten nicht nur Kontrollaufgaben am Ende, son­
dern auch Kontrollfragen in den Stoff eingestreut enthalten. 
Soweit diese Fragen rückverweisen, ermöglichen und erleich­
tern sie dem Lehrgangsteilnehmer eine dialogische Ausein­
andersetzung mit dem Lehrmaterial [21]. 

Aus der hier nur knapp skizzierten Charakterisierung des 
Lehrbriefes kann man eine ganze Reihe von Merkmalen ab­
leiten, die zur Beurteilung der Eignung für den Fernunterricht 
relevant sind. Zu einer Checkliste aufbereitet, ermöglichen sie 
auch dem nicht fernunterrichtserfahrenen Gutachter, die 
didaktische und methodische Aufbereitung des Unterrichts­
materials für Fernunterricht hinreichend zu erkennen. 

Der in der Checkliste aufgeführte Kriterienkatalog enthält 
neben den genannten Merkmalen für den didaktischen Be­
reich weitere Mindestanforderungen, die sich aus den Richt­
linien ergeben. 

3.2. Die B e d e u tun g z u sät z I ich e r M e die n i m 
Fernunterricht 

Wenn zur Stoffvermittlung andere didaktische Hilfsmittel, wie 
Abbildungen, Tabellen, Modelle, Dias, Tonbänder, eingesetzt 
werden, muß ihre sinnvolle Integration in den Lehrgang im 
Sinne echter Lernhilfen gewährleistet sein, d. h., sie dürfen 
nicht nur aus Gründen eines zusätzlichen Profits angeboten 
werden. 

Ergänzender Nahunterricht (Direktunterricht) kann als weite­
res Medium hinzutreten. Wenn er sich auch insbesondere bei 
einer Reihe von technischen Kursen, die mit Laborübungen 
oder einem Maschinenpraktikum verbunden sind, als unab­
dingbar und bei längerfristigen Fernlehrgängen (Abitur, Tech­
niker-, Ingenieur- und Betriebswirtelehrgänge) als motivations­
steigernd erweisen kann, so entspricht er in vielen Fällen 
gerade nicht der Motivationslage des Fernschülers. K. Kur z 
weist darauf hin, daß viele Erwachsene - und bei dem größ­
ten Teil der Lehrgangsteilnehmer handelt es sich um Erwach­
sene - gerade deshalb einen Fernlehrgang wählen, weil sie 
eine Aversion haben, nochmals "die Schulbank zu drük­
ken u [22]. 

Zudem gehen VorteiLe des Fernunterrichts - freie Einteilung 
der Studienzeit, Wegfall der Wegezeiten zur Unterrichtsstätte 
- wieder verloren, ganz abgesehen von einer nicht unerheb­
lichen finanziellen Belastung durch Reise- und Übernach­
tungskosten und zusätzliche Seminargebühren. Solange der 
Bildungsurlaub für alle Arbeitnehmer nicht gesetzlich einge­
führt ist, darf auch ein sozialer Aspekt nicht außer acht gelas­
sen werden: Ein großer Teil der Fernschüler verwendet ge­
rade bei längerfristigen Lehrgängen oft über mehrere Jahre 
hinweg die tariflich gewährte Zeit des Erholungsurlaubs für 
den Besuch der Nahunterrichtsveranstaltungen. Ein. kleiner 
Teil nimmt unbezahlten Urlaub, und nur in den wenigsten 
Fällen gewährt der Arbeitgeber Bezahlung für die Zeit der 
Abwesenheit vom Betrieb. 

Die Fernunterrichtsinstitute müssen vor allem organisatori­
schen Schwierigkeiten begegnen. Diese erhöhen sich noch, 
wenn sie versuchen, dem Lehrgangsteilnehmer durch Ein-
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richtung von dezentralen Nahunterrichtsveranstaltungen buch­
stäblich "entgegenzukommen " . 

Eine zusätzliche Problematik schafft das AFG. Auf die Ver­
waltungsvereinbarung zwischen BBF und der Bundesanstalt 
für Arbeit (BA) ist weiter oben schon verwiesen worden. Die BA 
schreibt zwingend Direktunterricht für solche berufsbildenden 
Fernlehrgänge vor, deren Teilnehmer in den Genuß der in­
dividuellen Förderung kommen sollen. Wohl deshalb ist schon 
jetzt auf dem Fernschulmarkt zu beobachten, daß eine Reihe 
von Fernlehrinstituten für Lehrgänge, die bisher als reiner 
Fernunterricht durchgeführt wurden, ergänzenden Nahunter­
richt einzurichten versuchen. Daraus können sich Nachteile 
für den Fernschüler ergeben. 

Sieht man davon ab, daß Nahunterricht nur zum Teil finanziell 
gefördert wird (z. Z. Ersatz von DM 1,25 für eine nicht­
maschinenorientierte, DM 1,75 für eine maschinenorientierte 
Unterrichtsstunde) und somit den Fernschüler in jedem Fall 
finanziell mehr belastet, ist vor allem die Gefahr nicht aus­
zuschließen, daß einem an sich gut konzipierten Fernlehrgang 
Nahunterricht "aufgesetzt" wird, d. h., es findet keine sinn­
volle Integration in den gesamten Lehrgang statt. Daneben 
könnte derartiger obligatorischer Nahunterricht den Fern­
schüler verführen, in seinen häuslichen Bemühungen um An­
eignung des Stoffes nachzulassen und sich ganz oder größ­
tenteils auf die Vermittlung im Anwesenheitsunterricht zu ver­
lassen. 

Es ist bereits betont worden, daß ergänzender Nahunterrich'l 
für eine Reihe von Fernlehrgängen auch sinnvoll und not­
wendig sein kann. Bei der überprüfung wird insbesondere 
darauf geachtet, daß der Nahunterricht nur der Durchführung 
von Aktivitäten dient, die sinnvoll nicht im reinen Fernunter­
richt erfolgen können, wie z. B. Laborübungen, Maschinen­
praktika in elektrotechnischen oder Metallberufen sowie im 
EDV-Bereich. 

Zu den Aufgaben des Nahunterrichts kann in beschränktem 
Umfang auch gehören: 

o Beseitigung von Unklarheiten, die sich bei der Erarbeitung 
des Fernlehrgangsmaterials ergeben haben, 

o die überprüfung der Kenntnisse und Fertigkeiten mündlich 
und durch Klausurarbeiten (da häuslichen "Prüfungs"arbei­
ten eine gewisse Problematik anhaftet, können dabei Teil­
nehmer, die sich auf externe schulische oder Kammer­
prüfungen vorbereiten, den Ernstcharakter schriftlicher und 
mündlicher Prüfungen erfahren) , 

o Anleitung für folgende Lerneinheiten, 
o Vermittlung zusätzlichen Stoffes; hierbei ist besonders 

daran gedacht, daß selbst jüngst überarbeitetes Fernlehr­
material nicht immer die neuesten Normenvorschriften 
oder - im kaufmännischen Bereich - gesetzliche Rege­
lungen enthalten kann . 

Gerade bei längerfristigen Fernlehrgängen können Seminare, 
die nicht nur eine Kontaktaufnahme mit dem Lehrer, sondern 
auch der Schüler miteinander ermöglichen, motivations- und 
leistungssteigernd wirken. 

Nur selten und nur bei einer relativ kleinen Anzahl von Teil­
nehmern an einem Fernlehrgang sind Lehrbriefautor, Korrek­
tor und Nahunterrichtslehrer personenidentisch. In diesem 
optimalen Falle ist eine Abstimmung der Fernlehrbriefe mit 
eventuellem zusätzlichen Unterrichtsmaterial für den Nah­
unterricht gegeben. In allen anderen - und häufiger auf­
tretenden - Fällen ergeben sich für die verantwortlichen 
Studienleiter Koordinierungsschwierigkeiten, die sich noch 
verstärken, wenn nicht nur Lehrbriefautor und Nahunterrichts­
lehrer verschiedene Personen sind, sondern an mehreren 
Plätzen für denselben Fernlehrgang verschiedene Dozenten 
eingesetzt werden. 

3.3. W e i t e r e Asp e k ted e r übe r p r ü fun g 

Die überprüfung der Eignung des Lehrpersonals, also derjeni­
gen Personen, die als Korrektoren oder Studienleiter für 

einen Fernlehrgang tätig sind, muß sich aus Gründen der 
Praktikabilität im wesentlichen auf Angaben des Fernlehr­
instituts stützen, soweit Ausbildungsgang, berufliche und päd­
agogische Qualifikationen nachgewiesen werden müssen. Da 
die .Institute zur überprüfung der pädagogischen Förderung 
der Lehrgangsteilnehmer und des Korrekturwesens aufge­
sucht werden, erhält das BBF zumindest vom Studienleiter 
einen persönlichen Eindruck. Art und Umfang der Korrekturen 
und damit auch die Qualifikation des Korrektors können nur 
stichprobenartig durch Einsicht in korrigierte Schülerarbeiten 
begutachtet werden. 

Ob der Fernlehrgang hinsichtlich der Anforderung an Infor­
mation der Interessenten, Werbung und Vertragsbedingungen 
den Richtlinien des BBF entspricht, kann im allgemeinen aus 
den vom Fernlehrinstitut einzureichenden Unterlagen ersehen 
werden. 

Aufgabe der Abteilung Fernunterricht ist es schließlich, die 
Entscheidung des BBF, ob ein berufsbildender Fernlehrgang 
den Richtlinien entspricht oder nicht, in einem Schlußgutach­
ten zu begründen. Dem Schlußgutachten liegen Teilgutachten 
und Ergebnisse von überprüfungen zugrunde. Es faßt die Be­
urteilung des Fernlehrgangs nach Prüfkriteriengruppen zu­
sammen, wie sie in den Richtlinien gegliedert sind. Dabei 
können auch im Falle einer positiven Entscheidung präzise 
Auflagen gemacht werden, die das Fernlehrinstitut in ange­
messener Frist (in der Regel ein halbes Jahr) zu erfüllen und 
die Erfüllung nachzuweisen hat. Bei weniger gravierenden 
Mängeln werden Empfehlungen ausgesprochen, denen das 
Fernlehrinstitut nicht zwingend nachzukommen braucht. Es 
handeft sich in den meisten Fällen um Verbesserungsvor­
schläge hinsichtlich der Aufnahme wünschenswerter inhalt­
licher Ergänzungen oder der methodischen Gestaltung von 
Lehrbriefen. 

Bei positiver Beurteilung darf das Fernlehrinstitut einen sol­
chen Lehrgang in seiner Werbung besonders kennzeichnen. 
Dazu dient ein besonderes Gütezeichen. Erfüllt ein Lehrgang 
nicht nur die Bedingungen der Richtlinien, sondern auch die 
Anforderungen der Bundesanstalt für Arbeit, dann wird das 
Gütezeichen des BBF durch das bekannte Symbol der Bun­
desanstalt für Arbeit ergänzt [23] . 

Generell werden alle Entscheidungen des BBF unter dem 
Vorbehalt des Widerrufs getroffen . Insbesondere wird wider­
rufen, wenn der Lehrgang nicht mehr den Erfordernissen der 
fortentwickelten beruflichen Bildung oder veränderten Prü­
fungsanforderungen entspricht, Änderungen des Inhalts vor­
genommen worden sind, die gegen die Anforderungen der 
Richtlinien verstoßen, überprüfte Vertragsbedingungen nicht 
eingehalten werden oder das Fernlehrinstitut seinen in einer 
besonderen Erklärung eingegangenen Verpflichtungen nicht 
mehr nachkommt. Dazu gehören die unverzügliche Angabe 
von Änderungen des betreffenden Lehrgangs, Einreichung 
einer jährlichen Verlaufsstatistik sowie die Erteilung weiterer 
Auskünfte und die Gestattung der weiteren überprüfung von 
Einrichtungen im Zusammenhang mit dem überprüften Fern­
lehrgang. 

3.4. E r s t e übe r p r ü fun g s erg e b n iss e 

Das BBF hat Ende März d. J . in einer Pressekonferenz der 
Öffentlichkeit die ersten elf Fernlehrgänge vorgestellt, denen 
das Gütezeichen zuerkannt worden ist. 

Die Verteilung der 44 bisher zur Überprüfung eingereichten 
berufsbildenden Fernlehrgänge, in denen die elf überprüften 
enthalten sind, auf die einzelnen Fachbereiche ist in Tab. 1 
zusammengestellt. 

Wie schon erwähnt, dominiert im Fernunterricht der BRD ge­
drucktes Unterrichtsmaterial. Dabei sind deutlich zwei Arten 
der stofflichen Darbietung zu unterscheiden: 
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o Bewährte Lehrbücher und Studienwerke sind nachträglich 
für den Fernunterricht aufbereitet worden , indem zu den 
einzelnen Kapiteln bzw. Abschnitten in gesondertem Druck 
Aufgabenblätter für Selbst- und Fremdkontrollen erstellt 
wurden. Schriftliche Studienanleitungen, die sich ebenfalls 
auf spezielle Lehrbuchabschnitte beziehen, werden bei­
gegeben. Da diese Lehrbücher häufig nach der Systematik 
der Fächer gegliedert sind, wie sie im Hochschul- und 
Schulbereich gelehrt werden , besteht die Gefahr, daß die 
Lernschritte zu groß geraten und das Selbststudium des 
Fernschülers erschweren . 

o Lehrbriefe, die nach den weiter oben skizzierten fernschul­
didaktischen Prinzipien entwickelt worden sind und den 
Anforderungen an Überschaubarkeit, Faßlichkeit, Motivie­
rung mehr oder weniger entsprechen. Standardtyp ist ein 
Lehrbrief, der 40 bis 45 Seiten zumeist nicht überschreitet, 
eingestreute Übungsaufgaben enthält und mit Kontroll­
aufgaben abschließt. Obwohl Fernunterricht und Program­
mierter Unterricht (PU) eine Reihe von Gemeinsamkeiten 
aufweisen [24], die erwarten lassen, daß wenigstens Teile 
von Fernlehrgängen in programmierter Form konzipiert 
werden, lassen die dem BBF bisher bekannten Fernlehr­
gänge derartiges nicht erkennen. 

Die Diskrepanz zwischen Auskünften einiger Fernlehrinstutute 
über die Einführung des PU und der Beurteilung vorhandener 
Lehrgangsmaterialien lassen sich z. T. daraus erklären, daß 
unter PU jeweils Verschiedenes verstanden wird . 

Einige Lehrbriefautoren und Fernschulen halten bereits in 
kleinere Lernschritte aufgeteiltes Lehrmaterial für program­
mierte Unterweisung, andere halten die Merkmale des PU für 
erfüllt, wenn den in einen Text eingestreuten Fragen die Ant­
worten auf den nächsten Seiten, möglicherweise auch im fol­
genden Lehrbrief folgen [25] . Das widerspricht aber zu­
mindest der "klassischen" Form des PU, der - gleich, ob es 
sich um lineare oder verzweigte Programme handelt - die 
Einhaltung eines ganz bestimmten programmierten Weges 
voraussetzt [26]. 

Es ist sicherlich auch zu erwägen, ob eine derartige, die Frei­
heit der stofflichen Erarbeitung in gewissem Umfang ein­
schränkende Methode der Interessenlage der FEHnschüler 
entgegenkäme. 

Ansätze zu einem Medienverbundsystem im modernen unter­
richtstechnologischen Sinn sind - Sprach kurse ausgenommen 
- im Fernunterricht nur vereinzelt zu erkennen. Als Gründe 
für die weitgehend abstinente Haltung der meisten Fernlehr­
institute sind sicherlich einmal die erheblichen Kosten für den 
einzelnen Fernschüler bei der Anschaffung der Hardware, zum 
anderen die Entwicklungskosten für Software-Programme zu 
nennen, die wiederum zu einer merkbaren Verteuerung der 
Lehrgänge führen würden. Auch ein Verleih- oder Mietsystem 
wird sich gerade im von privaten Trägern veranstalteten Fern­
unterricht wegen erheblicher Risiken nur schwer realisieren 
lassen. Dabei zeigen Untersuchungen, daß der Einsatz von 
Tonkassetten , die neben Arbeitsanleitungen kurze Abrisse von 
bzw. Einleitungen zu in Lehrbriefen vermittelten Stoffen bie­
ten, durchaus leistungs- und motivationssteigernd sein kann . 
Eine Kombination von Ton und Bild scheidet derzeit wegen 
der Kostenfrage für den reinen Fernunterricht im Sinne eines 
Heimstudiums wohl noch aus. Zukunftsträchtiger scheint die 
Verwendung von Lehrbaukästen oder Bausätzen (kits) im Ver-

Tab. 1. Verteilung von zur Oberprüfung eingereichten Lehrgängen 
auf verschiedene Fachbereiche 

Fachbereich Anzahl der Institute auf Kammer-
Lehrgänge prüfung 

vorbereitend 

Kaufmännisch 18 7 5 
Techn.-na!. wiss. 11 5 4 
EDV 8 2 
Sonstige 7 7 

bund mit Lehrbriefen für technische oder naturwissenschaft­
liche Fernlehrgänge zumal dann zu sein, wenn die nach 
schriftlichen Anleitungen gefertigten Geräte in Aufbaukursen 
oder sogar im Beruf verwendet werden können (z. B. Meß­
und Prüfgeräte). 

Das BBF wird gerade die Entwicklung von ergänzenden Me­
dien für den Fernunterricht mit besonderer Aufmerksamkeit 
verfolgen müssen, um gegebenenfalls selbst fördernd ein­
greifen zu können. 

4. Forschungs- und Entwicklungsarbeit 

Die in diesem Beitrag recht ausführliche Darstellung der 
Aufgaben des BBF als Kontrollinstanz im Fernunterrichts­
wesen gegenüber dem ebenfalls gesetzlich fixierten Auftrag , 
auch Forschung und Entwicklung in diesem Feld zu leisten, 
hat verschiedene Gründe. Zunächst hatte der Gesetzgeber 
ein vordringliches Interesse daran, Auswüchse im Geschäft 
mit dem Fernunterricht einzudämmen. Deshalb wurden die 
ersten Aktivitäten des BBF in diese Richtung kanalisiert. 
Außerdem erwies sich der Aufbau eines leistungsfähigen 
interdisziplinär zusammengesetzten Forschungsteams als 
langwierig und schwierig. Erst jetzt stehen für Forschungs­
und Entwicklungsaufgaben im Fernunterricht neben Päd­
agogen und Erziehungswissenschaftlern auch Psychologen, 
Soziologen und Unterrichtstechnologen zur Verfügung. Trotz­
dem werden auch künftig Arbeiten als Fremdforschungsauf­
träge vergeben werden müssen, da die Kapazität der Abtei­
lung Fernunterricht selbst langfristig nicht ausreichen wird , 
um das komplexe Feld ausschließlich aus eigener Kraft zu 
bearbeiten. Die Vergabe von Forschungsaufträgen sowie die 
Zusammenarbeit mit anderen Institutionen, insbesondere aber 
auch mit geeigneten Fernlehrinstituten, ist auch deshalb not­
wendig, weil das BBF nicht beabsichtigt, selbst Fernunter­
richt durchzuführen. Deshalb kann es Fernschüler, eine der 
wichtigsten Gruppen des Untersuchungsbereiches, nur sehr 
schwer erreichen. 

4.1. Be d i n gun gen und 0 e f in i t ion 

Die Forschungs- und Entwicklungsarbeit im Fernlehrwesen 
wird außerdem von weiteren Bedingungen beeinflußt. Zu 
ihnen gehören 

o die Anwendungsbezogenheit, die der Arbeit des BBF ins­
gesamt zugrunde liegt, und 

o die Auslegbarkeit des Begriffs Fernunterricht im Sinne des 
BBiG sowie seine Abgrenzung gegenüber den Aufgaben 
von Institutionen wie dem Deutschen Institut für Fern­
studium an der Universität Tübingen (DIFF), der Hoch­
sChulvereinigung für das Fernstudium (FIM), den Rund­
funk- und Fernsehanstalten (ARD/ZDF), der Staatlichen 
Zentralstelle für Fernunterricht der Länder der BRD u. a., 
bei gleichzeitiger Kennzeichnung der übergreifenden Pro­
blemstellungen. 

Die gemeinsamen Strukturelemente der von diesen Einrich­
tungen behandelten Formen des Lernens und Lehrens sind 
didaktischer Art. Hier Unterscheidungen und Abgrenzungen 
zwischen Fern u n t e r r ich t und Fern s tu d i um, zwischen 
beruflichem oder allgemeinem Fernunterricht vorzunehmen, ist 
wenig sinnvoll. In jedem Fall handelt es sich um eine Zwei­
weg-Kommunikation zwischen einem Lehrer und/oder einer 
lehrenden Institution sowie einem Lernenden, die durch eine 
räumliche Distanz getrennt sind [27] . 00 h me n unter­
streicht in seiner Definition [28] die planmäßige und schritt­
weise Lenkung des Lernens aus der Ferne. Wesentliches de­
finitorisches Merkmal ist außerdem die Fremdkontrolle [29] . 
Zur Überbrückung der räumlichen Trennung werden beson­
dere Kommunikationsmittel eingesetzt. Didaktische Fragestel­
lungen machen den Fernunterricht institutionsübergreifend 
zum Gegenstand der Unterrichtsforschung . 
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Im engeren - organisatorisch abgegrenzten - Sinne wird der 
Fernunterricht auch bestimmt durch seine Bildungsinhaite 
bzw. durch das Anspruchsniveau seiner Ziele sowie durch die 
Träger der jeweiligen Maßnahme. Das Feld, in dem das BBF 
exekutiv tätig werden kann , enthält nicht den Bereich des 
Hochschulfernstudiums, für den das DIFF Entwicklungsarbeit 
leistet, und nur ausschnittweise die beruflichen Lern- und 
Bildungsprogramme von Hörfunk und Fernsehen. 

Übrig bleibt der Bereich des beruflichen Fernunterrichts, der 
planmäßig und möglichst fremdkontrolliert, überwiegend als 
Briefunterricht, ergänzt durch unterstützende Medien sowie 
begleitende Seminare, von privaten, erwerbswirtschaftlich 
orientierten, aber auch von gemeinnützigen oder aus beson­
deren Gründen nichterwerbswirtschaftl ich tätigen Einrichtun­
gen durchgeführt wird . 

Diese vorläufige definitorische Beschreibung des exekutiv be­
einflußbaren Wirkungsfeldes des BBF im Fernunterrichts­
wesen orientiert sich an Kompetenzfragen , die teilweise noch 
nicht abschließend beantwortet sind, an den Einblicken in die 
Praxis des Fernunterrichts und an den ersten Überprüfungs­
ergebnissen. Sie ist reversibel und will keine Zusammen­
arbeitsmöglichkeiten oder -wünsche ausschließen, die sich 
besonders im Hinblick auf die ZFU und den Rundfunk- und 
Fernsehunterricht ergeben können. Eine Kooperation mit dem 
Deutschen Institut für Fernstudium in gemeinsam interessie­
renden Fragen wurde bereits vereinbart. 

4.2. Auf gab e n für F 0 r s c h u n gun dEn t w i c k -
lu n g 

Die Forschungs- und Entwicklungsarbeit des BBF im Fern­
unterrichtswesen wird sich grundsätzlich auf zwei Ebenen 

. vollziehen : Erstens auf einer bildungspolitischen Ebene, auf 
der Möglichkeiten für eine strukturelle Integration des Fern­
unterrichts in das öffentliche Bildungswesen untersucht wer­
den sollen . Dazu können Vorstellungen entwickelt und Mo­
delle erprobt werden, wie 
o die Zuweisung von öffentlichen Bildungsaufgaben an Fern­

lehrinstitute. Denkbar ist die theoretische Ausbildungs­
begleitung für Auszubildende in Splitter- und Spezial­
berufen, deren sachgerechte Betreuung in öffentlichen Bil­
dungsinstitutionen nicht gewährleistet ist. 

o Die kostenintensive Entwicklung dazu notwendiger neuer 
Fernlehrgänge könnte mit Unterstützung des BBF durch­
geführt werden. 

o Die Abschlußprüfungen privater Fernlehrinstitute könnten 
bei Erfüllung bestimmter Voraussetzungen im öffentlichen 
Berechtigungswesen anerkannt werden . 

o Die Einrichtung zentraler Prüfungsinstanzen, vor denen 
Fernunterrichtsteilnehmer erwachsenengerechte Prüfun­
gen ablegen können , ist hier ebenfalls zu nennen. 

Zweitens wird Forschung und Entwicklung auf einer medien­
didaktischen Ebene stattfinden. Hier ist Fernunterricht Gegen­
stand der empirischen Unterrichtsforschung und der Unter­
richtskonstruktion. Ähnliche Fragestellungen, die hinsichtlich 
des Hochschulfernstudiumsim Deutschen Institut für Fern­
studium aufgeworfen wurden , sind auch für den Fernunter­
richt zu untersuchen [30) : 

o Entwicklung von Verfahren zur Definition von Lehrinhalten 
und Bestimmung von Lernzielen unter Berücksichtigung 
gesamtgesellschaftlicher Lernerfordernisse und individu­
eller Lernbedürfnisse. 

o Untersuchung von angewandten und Entwicklung von 
neuen Methoden und Medien im Fernunterricht sowie Un­
tersuchung der Variablen des Lehrverhaltens. Im nicht­
persona len Unterricht sind solche Variablen in stärkerem 
Maße objektivierbar als im personalen Unterricht. 

o Effizienzuntersuchungen von verschiedenen Formen des 
Fernunterrichts im Hinblick auf Leistung und auf Verände­
rungen von Motivation und Einstellung von Fernschülern. 

o Klärung und Überwindung von limitierenden Bedingungen, 
wie die Abhängigkeit eines zusätzlichen Medieneinsatzes 
neben dem Lehrbrief von der gegebenen technischen Aus­
stattung am Lernplatz des Fernschülers. 

o Untersuchung der vielfältigen Interaktionen zwischen Fern­
schüler und lehrender Institution, Fernschüler und techni­
schen Medien, Medien untereinander - insbesondere 
Lehrbdef und ergänzenden Medien sowie Fernunterricht 
und Nahunterricht. 

o Konstruktion von Fernlehrgängen als Lehrsysteme unter 
Einbeziehung der Ergebnisse unterrichtstechnologischer 
Erkenntnisse und Entwicklungen im BBF. 

4.3. B e a r bei t e t e Pro j e k t e 

Gemessen an dem ebenso weiten wie komplexen Feld für 
Forschung und Entwicklung im Fernunterrichtswesen, nehmen 
sich die bisher im BBF begonnenen oder durchgeführten 
Projekte bescheiden aus. So wurden von zwei Projekten, 
die einen Bezug zur strukturellen Integration des Fernunter­
richts in das öffentliche Bildungswesen haben, bisher eines 
abgeschlossen und eines begonnen. 

4.3.1. Erhebung der Fernlehrinstitute in der BRD 

Das abgeschlossene Projekt ist eine erste Erhebung, die dazu 
beitragen soll , den Fernunterrichtsmarkt transparente r wer­
den zu lassen [31). Ziel der Erhebung war 

o eine möglichst gen aue Erfassung ·aller Fernlehrinstitute in 
der Bundesrepublik und 

o die Feststellung ihrer Lehrgangsangebote nach Inhalt, Um­
fang sowie Abschluß- und Berechtigungsmöglichkeiten so­
wie die Sicherung einer Reihe von Daten zum Fernunter­
richt, die in der Diskussion über Qualität und Quantität des 
Fernunterrichts in der BRD meistens nur als Vermutungen 
oder Schätzungen geäußert werden oder die veraltet sind. 

Die wesentlichsten Ergebnisse der Erhebung , die Einrich­
tungen für das Fern s t u d i u m sowie Rundfunk- und Fern­
sehunterricht ausschloß, sind : 

o Von insgesamt 237 angeschriebenen Einrichtungen , die in 
den unterschiedlichsten Verzeichnissen als Fernlehrinsti­
tute geführt wurden , konnten 115 oder 48,5% als existent 
festgestellt werden . 

o Davon gaben 79,1 % an, einen pädagogischen Leiter im 
Fernlehrinstitut zu beschäftigen. 

o Von den Fernlehrinstituten , die schon vor 1945 gegründet 
wurden, waren nur noch acht feststellbar. Dagegen wur­
den allein zwischen 1963 und 1971 38 oder 33 % der fest­
gestellten Institute neu gegründet, davon 10 zwischen 1969 
und 1971. Weitere 5 zeigten die baldige Aufnahme von 
Fernunterricht an . 

o In der Erhebung waren nur drei ausländische Fernlehr­
institute eingeschlossen . Acht Institute sind aber auslän­
dischen Ursprungs. Von den Instituten rein deutschen Ur­
sprungs haben 21 Beziehungen zu ausländischen Institu­
ten . 

o Von den 115 festgestellten Fernlehrinstituten bezeichnen 
sich 78 % als rechtlich selbständige Einrichtungen, wäh­
rend 22 %, z. B. als Abteilungen eines Verlages oder um­
fassenderer Bildungseinrichtungen, rechtlich unselbstän­
dig sind. 

o Unter den Rechtsformen der Fernlehreinrichtungen domi­
nieren die Einzelpersonen bzw. -firmen mit 40,8 % vor den 
Personengesellschaften mit 20 %, den eingetragenen Ver­
einen, die fast alle gemeinnützig arbeiten, mit 18,2 %, den 
Kapitalgesellschaften mit 15,7 % und den Körperschaften 
mit 6,1 %. 
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o Ausschließlich aus Teilnehmergebühren finanzieren sich 
64,3 % der Fernunterrichtseinrichtungen, während die 
übrigen teilweise zusätzlich Lizenzeinnahmen haben oder 
sporadische bis regelmäßige Zuschüsse vom Träger er­
halten. 

o Von den privaten Fernlehrinstituten können 74 % als er­
werbswirtschaftlich tätig bezeichnet werden. 26 % sind als 
gemeinnützige oder eng an die Zielsetzungen verbands­
oder bildungspolitisch arbeitender Institutionen gebunde­
ne Fernunterrichtseinrichtungen n ichterwerbswirtschaft­
lich tätig. 

Das Lehrgangsangebot kann gegliedert werden in: 

o ca. 86 % mit beruflichen Inhalten (einschließlich 7,5 % 
Sprachfernlehrgänge, für die noch zu prüfen ist, ob sie 
Kenntnisse vermitteln, die einer beruflichen Tätigkeit för­
derlich' sind); 
ca. 6 % mit allgemeinbildenden Inhalten, die auf eine 
staatliche Prüfung vorbereiten können (z. B. Realschulab­
schluß, Abitur); 
ca. 8%, für die auf Grund der Zuständigkeitskriterien der 
beiden staatlichen Kontrollinstanzen keine Überprüfungs­
möglichkeit besteht. 

o Die Anzahl der Teilnehmer am privat getragenen Fernun­
terricht in der Bundesrepublik liegt, wie aus den Angaben 
der Institute mit aller Einschränkung errechenbar, zwi­
schen minimal 165000 und maximal 200000. Das bedeutet 
einen Rückgang gegenüber früheren Untersuchungen [32] 
um 30 bis 60 %. 

o Die relativ größte Gruppe unter den Fernlehrinstituten (ca. 
28 %) hatte 1970 weniger als 100 Neueinschreibungen zu 
verzeichnen, nur 2,6 % dagegen mehr als 10000. 

o Gemessen an der Zahl der Neueinschreibungen pro Jahr 
halten nur neun von 115 Fernlehrinstituten einen Marktan­
teil von ca. 60 %. (Die Angaben über Marktanteile und Teil­
nehmerzahlen sind mit großen Unsicherheitsfaktoren be­
lastet.) 

o Eine geographische Einordnung der festgestellten Fern­
lehrinstitute zeigt, daß nur wenige in schwächer besiedel­
ten Gebieten oder kleineren Orten angesiedelt sind. Die 
Mehrzahl der Fernlehrinstute hat ihren Sitz an Orten, an 
denen auch ein differenziertes öffentliches Bildungsange­
bot zur Verfügung steht. 

Diese erste Erhebung des BBF über private Fernlehrinstitute 
in der BRD läßt eine Reihe von Fragen zur Transparenz des 
Fernunterrichtsmarktes offen und ist in ihren Ergebnissen 
nicht frei von Unsicherheitsfaktoren. Es sind deshalb An­
schlußerhebungen vorgesehen, von denen einige gemeinsam 
mit der Staatlichen Zentralstelle für Fernunterricht der Länder 
durchgeführt werden sollen. 

4.3.2. Erhebung zum Prüfungswesen 

Eine Erhebung zur Feststellung von Prüfungsinstanzen, Prü­
fungsbereichen und -bedingungen bei den zuständigen Stei­
len nach dem BBiG wird vorbereitet. Damit soll eine Analyse 
zur Problematik der Vereinheitlichung von Prüfungen für ex­
terne Prüfungskandidaten, insbesondere von Fernlehrgangs­
teilnehmern, eingeleitet werden. Ein kurzfristiges Teilziel der 
Erhebung ist die Veröffentlichung eines Katalogs von solchen 
öffentlich-rechtlichen Prüfungsmöglichkeiten und -bedingun­
gen, die nicht in die Zuständigkeit der Kultusminister der 
Länder fallen. Mittel- und langfristig soll das Projekt zur Ent­
wicklung von Empfehlungen oder Richtlinien zum Prüfungs­
wesen bei besonderer Berücksichtigung externer Kandidaten 
und schließlich zu einer Vereinheitlichung und Einrichtung 
überregionaler Prüfungsinstanzen für externe Bewerber im 
Bereich der beruflichen Bildung, insbesondere für Teilnehmer 
am beruflichen Fernunterricht, führen. 

4.3.3. Unterrichtswissenschahliche Projekte. 

Auf der zweiten Ebene von Forschung und Entwicklung liegen 
zwei Projekte, die als Fremdforschl:Jngsaufträge durchgeführt 

werden. Sie haben Untersuchungen über den Einfluß des be­
gleitenden DirektUnterrichts auf Teilnehmer an länger wäh­
renden Fernlehrgängen sowie die Entwicklung von Kriterien 
zur methodisch-didaktischen Abstimmung von Fern- und 
Direktunterricht zum Gegenstand. 

Die erste Untersuchung geht von den Arbeitshypothesen aus, 
daß 

o langfristiger Fernunterricht ohne begleitenden Direktunter­
richt von wesentlich geringerer Effektivität hinsichtlich der 
Durchhaltequote, des Lernerfolgs und der Motivation und 
Einstellungsänderung seiner Teilnehmer ist als kombinier­
ter Fern-/Direktunterricht und daß 

o diese Effektivität von bestimmten organisatorischen und 
didaktischen Voraussetzungen abhängig ist. 

Hintergrund für diese Untersuchung ist die Zunahme von be­
gleitenden Seminaren im Fernunterricht, die bei Anspruch auf 
Förderungsfähigkeit nach dem Arbeitsförderungsgesetz sogar 
zwingend vorgeschrieben sind. In Verfolgung der Forschungs­
ergebnisse, die voraussichtlich Ende 1972 vorliegen werden, 
soll auch untersucht werden, wie nichtpersonale Lehrsysteme 
beschaffen sein müssen, die nicht die Vorteile des reinen 
Fernunterrichts einsch rän ken. 

Da die Interaktionsforschung bisher kaum Ergebnisse für die 
speziellen Fragestellungen der Verbindung von Fernunterricht 
und Direktunterricht erbracht hat, wird ein zweites Projekt 
vorbereitet, das Abstimmungskriterien für diese Medienkombi­
nation erbringen soll. Von einer gezielten und getrennten 
Einbeziehung von Lehrbriefautoren, Erstellern von ergänzen­
den Medien, Dozenten für den Direktunterricht und Fern­
unterrichtsteilnehmern werden Untersuchungsergebnisse im 
Hinblick auf eine Optimierung der Systemwirkung erwartet, 
die bisher bei der Entwicklung kombinierter Fern-/Direkt­
unterrichtslehrgänge nicht angemessen berücksichtigt werden 
konnten. 

Außerhalb des Forschungsprogramms ist die Abteilung Fern­
unterricht im BBF mit der inhaltlichen Vorbereitung eines Eu­
roparats-Symposions befaßt, das im September d. J. in Bonn/ 
Bad Godesberg und Berlin unter dem Arbeitstitel "Stellung 
und Rolle des Fernunterrichts im Prozeß des lebenslangen 
Lernens" stattfinden wird. Der Präsident des BBF, Prof. 
R 0 sen t hai, hat die Aufgabe des Generalberichterstatters 
für diese internationale Veranstaltung übernommen. Die 
Thematik der Veranstaltung entspricht in ihren Schwerpunkten 
den beiden Ebenen der Forschungs- und Entwicklungsarbeit 
des BBF. 

Unter der übergeordneten Problematik der Integration des 
Fernunterrichts als Medienverbundsystem in die bildungspoli­
tische, bildungsökonomische und bildungsorganisatorische 
Struktur eines Landes werden Fragestellungen behandelt 
werden, wie 

"die Systematisierung der Weiterbildung nach einem Bau­
kastenprinzip sowie die Anwendungs-. und Kombinations­
möglichkeiten seiner Elemente" und 

"notwendige Ordnungsmittel für einen privatgetragenen, nicht­
personalen Unterricht als Bestandteil von Gesamtbildungs­
systemen" . 

Unter didaktischen Gesichtspunkten werden Implikationen 
einer Veränderung des Fernunterrichts in seiner heute noch 
üblichen Erscheinungsform als Lehrbrief, teilweise von akzi­
dentell begleitenden Medien ergänzt, zu multimedialen 
Lehrsystemen behandelt. Dazu gehören Verfahren der wis­
senschaftlichen Entwicklung von multimedialen Fernlehrgän­
gen (z. B. systems approach), Bestimmung des Stellenwerts 
bestimmter Informationsträger (Kassetten, Bildplatte) und Ab­
stimmungskriterien zwischen unterschiedlichen Informations­
trägern im nichtpersonalen Unterricht. Eine Veröffentlichung 
der Inhalte und Arbeitsergebnisse des Symposions ist Anfang 
1973 zu erwarten. 
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Ober ein elektronisches Auskunftssystem im Bereich 
der Unterrichtstechnologie 

In dem Beitrag beschreibt der Autor den Einsatz eines Com­
puters als Datenbank für die Dokumentation von Lehrpro­
grammen. Dabei werden Datenstruktur und Benutzerorgani­
sation behandelt, der Ausbau der Datenbankkonzeption zu 
einem umfassenden Informationssystem wird dargestellt. Die 
vorliegende Ausbaustufe erstreckt sich auf die Stapelver­
arbeitung von auf Lochkarten formulierten SuchauHrägen. 

1. Einführung 

Elektronische Datenverarbeitung dringt in immer weitere 
Kreise unseres Lebens vor und macht auch vor den Pforten 

der Schule nicht halt. Sehr zahlreich wird in der Literatur auf 

vielfältige Einsatzmöglichkeiten des Computers im Bereich 
von Schule und Ausbildung hingewiesen [1]. 

Das Hauptaugenmerk ist auf den computerunterstützten Un­

terricht') gerichtet, obwohl im pädagogischen Gesamtgesche­

hen die ausschließliche Lehrobjektivierung nur einen isolier­

ten Aspekt darstellt und als die schwierigste Aufgabe über­

haupt angesehen werden kann. 

Durchschlagende Erfolge sind deshalb ausgeblieben - die 

Gründe sollen hier im einzelnen nicht diskutiert werden -, es 

sollte die überlegung einsetzen, ob nicht andere Anwen­

dungsbereiche mit wahrscheinlich größerem Erfolg erschlos­

sen werden können. 

Computer sind multifungible Systeme, deren Durchsetzungs­

chance trotz enormer Kosten hoch einzuschätzen ist, wenn es 

um die Bewältigung vielfacher adäquater Aufgaben geht. 

Klo tz [2] schlägt einen abgestuften Einsatz des Com­
puters mit dem Ziel einer integrierten Datenverarbeitung vor 

- wesentliches Kennzeichen ist die vielfache Verwendung 

') Unter computerunterstütztem Unterricht (CAI) wird der Einsatz von 
Großrechenanlagen für den Individualunterricht verstanden. Davon zu 
unterscheiden ist der computergesteuerte Unterricht (CM I) unter Einsatz 
von Rechnern der mittleren Datentechnik. 


